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1 Einleitung 

Mit Blick auf die Justizreformen im Rahmen der neuen Bundesverfassung von 1999 schreibt 

Michele Luminati: «The 21st century promises to be the start of a new era for the Federal 

Court.»1 In der vorliegenden Arbeit wird eine Antwort darauf gesucht, ob diese Aussage allen-

falls durch die Eidgenössische Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und Bun-

desrichter im Losverfahren (Justiz-Initiative)» zusätzliche Evidenz erhält. Seit Jahren wird nicht 

nur in der Fachliteratur, welche ausführlicher in dieser Arbeit behandelt wird, sondern auch in 

der Tagespresse Kritik geübt am aktuellen Ernennungsmodus der Bundesrichterinnen und 

Bundesrichter in der Schweiz.2 Kritisiert werden vor allem die Mandatssteuer, die Abhängigkeit 

von den politischen Parteien und die regelmässige Wiederwahl. Es sind Kritikpunkte, welche 

das Vertrauen in die Justiz negativ beeinflussen können. Das Vertrauen in die Justiz ist jedoch 

ein zentrales Anliegen jedes Rechtsstaats. 

Neben einer Auslegeordnung dieser Kritik werden deshalb die von der Justiz-Initiative vorge-

schlagenen Alternativen diskutiert. Die «Eidgenössische Volksinitiative zur Bestimmung der 

Bundesrichterinnen und Bundesrichter im Losverfahren» ist im Frühjahr 2018 durch ein Bür-

gerkomitee lanciert worden. Der Autor der vorliegenden Arbeit ist Mitglied des Initiativkomi-

tees. 

Für Christine Rothmayer Allison und Fréderéric Varone gehört die Untersuchung der parteipo-

litischen Wahl von Richterinnen und Richtern zu einer der vier Forschungsprioritäten der poli-

tikwissenschaftlichen Forschung.3 Die Arbeit versucht dazu einen Beitrag zu leisten.4 

 

  

                                                
1 LUMINATI, S. 141. 
2 Siehe z.B: MASMEJAN DENIS, Les partis se partagent les sièges du Tribunal fédéral comme si c’était un 
gâteau, in: Le Temps, 12.9.2014 <https://www.letemps.ch/suisse/partis-se-partagent-sieges-tribunal-fe-
deral-cetait-un-gateau> (besucht am 23.10.2018), FELBER MARKUS, Problematische Kür der Richter in 
der Schweiz, NZZ 31.12.2009 <https://www.nzz.ch/problematische_kuer_der_richter_in_der_schweiz-
1.4405029> (besucht am 23.10.2018), LEUZINGER LUKAS, Der Richter und sein Parteibuch, in: NZZ 
28.12.2017 <https://www.nzz.ch/schweiz/der-richter-und-sein-parteibuch-ld.1337947> (besucht am 
23.10.2018). 
3 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, 237 f. 
4 Die vorliegende Arbeit ist eine ausführlichere und stärker auf die Justiz-Initiative fokussierte Version 
einer unveröffentlichten Seminararbeit des Autors im Rahmen des Integrationsseminars «Vertrauen in 
die Justiz» an der Universität Luzern im Herbstsemester 2018. 
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2 Aktuelle Wahl- und Wiederwahlpraxis 

2.1 Beschreibung 

Der politische Charakter der Bestellung von Richterinnen und Richtern ist typisch für die 

Schweiz.5 In der folgenden Übersicht wird dargestellt, wie die Bundesrichterinnen und Bun-

desrichter durch die im Parlament vertretenen politischen Parteien nach einem Parteienpro-

porz bestimmt werden. In den folgenden Abschnitten werden die einzelnen Phasen detailliert 

besprochen. 

 

Aktuelle Wahl- und Wiederwahlpraxis an das eidgenössische Bundesgericht 

 

Zwei wesentliche Elemente des Wahl- und Wiederwahlprozesses von Bundesrichterinnen und Bundesrichtern sind 

nicht gesetzlich geregelt und nicht demokratisch legitimiert: die Vorauswahl durch die Partei und die Mandatssteuer, 

welche nach der Wahl von den Richterinnen und Richtern an diese Partei zu bezahlen ist. 

 

2.1.1 Gesetzliche Grundlagen 

Die richterliche Unabhängigkeit ist in Art. 191c BV garantiert. «Die richterlichen Behörden sind 

in ihrer rechtsprechenden Tätigkeit unabhängig und nur dem Recht verpflichtet.» Allerdings 

werden Bundesrichterinnen und Bundesrichter durch Parteien vorgeschlagen und durch die 

Bundesversammlung gewählt (Art. 168 Abs. 1 BV). Zudem müssen sich die Gewählten alle 

sechs Jahre einer Wiederwahl stellen (Art. 145 BV). Die Auswirkungen dieses Prozesses auf 

die Unabhängigkeit wird in den nächsten Abschnitten erläutert. Die Unabhängigkeit der Ge-

richte wird angestrebt, um faire Verfahren zu garantieren. Das Recht auf ein faires Verfahren 

                                                
5 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, 225 f. 

Ausschrei-
bung durch 
Gerichts-

kommission 
Art. 40a Abs. 2 

ParlG

Voraus-
wahl 

durch die 
Partei

Vorschlag 
der 

Gerichts-
kommission

Art. 40a Abs. 3 
ParlG

Wahl 
durch das 
Parlament

Art. 168 BV

Mandats-
steuer an 
die Partei

Wiederwahl 
durch das 
Parlament

Art. 145 BV
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ist sowohl in Art. 14 Ziff. 1 UNO-Pakt II als auch in Art. 6 Ziff. 1 ERMK festgelegt. Jeder soll 

das Recht haben, von einem «unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Ge-

richt in einem fairen Verfahren» beurteilt zu werden. In der Bundesverfassung ist diese Anfor-

derung fast wörtlich in Art. 30 Abs. 1 BV wiedergegeben: «Jede Person, deren Sache in einem 

gerichtlichen Verfahren beurteilt werden muss, hat Anspruch auf ein durch Gesetz geschaffe-

nes, zuständiges, unabhängiges und unparteiisches Gericht.» Bei der Unabhängigkeit des 

Gerichts muss gemäss Regina Kiener zwischen der personenbezogenen und den institutio-

nenbezogenen Gehalten der richterlichen Unabhängigkeit unterschieden werden, wobei die 

institutionelle Unabhängigkeit der Gerichte doppelt gesichert sei: «Einerseits als grundrechtli-

che Rechtsweggarantie im Sinn eines individuellen Anspruchs auf Beurteilung durch ein un-

abhängiges Gericht; anderseits als Prinzip der Justizorganisation."6  

Vorliegend interessiert dieser institutionenbezogene Gehalt der richterlichen Unabhängigkeit 

und die damit verbundene Frage, ob die institutionelle Organisation der Ernennung der Bun-

desrichterinnen und Bundesrichtern den Ansprüchen einer vertrauenswürdigen Justiz genügt. 

2.1.2 Vorauswahl durch die Parteien 

Die Vorauswahl der Kandidatinnen und Kandidaten für das Richteramt durch die Parteien ist 

weder in der Verfassung noch im Gesetz vorgesehen. Grundsätzlich ist die rechtliche Wähl-

barkeits-Anforderung an die Kandidatinnen und Kandidaten gering.7  Es wird lediglich Stimm-

berechtigung auf eidgenössischer Ebene verlangt (Art. 143 BV). Durch den Prozess der Vor-

auswahl durch die Parteien, haben jedoch nur jene Stimmberechtigten eine Chance auf den 

Richterposten, welche Mitglied einer Partei sind und von dieser dem Parlament zur Wahl vor-

geschlagen werden.8 

2.1.3 Vorbereitung durch die Gerichtskommission 

Die Gerichtskommission, welche die Wahl vorbereitet (Art. 40a Abs. 1 lit. a ParlG), besteht aus 

zwölf Mitgliedern des National- und fünf Mitgliedern des Ständerats (Art. 39 Abs. 4 ParlG). Sie 

schreibt alle freien Richterstellen für die eidgenössischen Gerichte aus (Art. 40a Abs. 2 ParlG), 

beurteilt die Eignung der Kandidierenden und unterbreitet dann der Bundesversammlung ihre 

Wahlvorschläge (Art. 40a, Abs. 3 ParlG).9 Die Gerichtskommission entstand, so Rothmayer 

/Varone als Resultat von Bestrebungen im Rahmen der Justizreform, welche die parteipoliti-

sche Bindung der Bundesrichter reduzieren wollten. Allerdings schlugen diese fehl. Der Bun-

desrat konnte sich mit seinem Vorschlag, Selektion und Wahl für die neuen Bundesgerichte 

durch den Bundesrat vornehmen zu lassen, nicht durchsetzen.  Auch der Vorschlag einer 

                                                
6 KIENER, S. 25. 
7 VATTER, S. 506. 
8 GLASER, S. 1252. 
9 VATTER, S. 507. 
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unabhängigen Justizkommission der Bundesversammlung wurde nicht umgesetzt. Von den 

Vorschlägen geblieben ist die Gerichtskommission der vereinigten Bundesversammlung, wel-

che seit 2003 die Wahl an die Bundesgerichte vorbereitet.10 Entsprechend fällt das Urteil von 

Rothmayr/Varone aus: «Am politischen Charakter der Wahl an die obersten Gerichte hat sich 

somit nichts geändert.»11 Dies ist einleuchtend, wenn man sich vor Augen hält, wie die Ge-

richtskommission vorgeht. In einem ersten Schritt, so Adrian Vatter, unterbreitet sie den Frak-

tionen Wahlempfehlungen. Die Fraktionen teilen dann der Gerichtskommission mit, welche 

Kandidierenden sie im Hinblick auf eine Wahl unterstützen. Im zweiten Schritt unterbreitet die 

Gerichtskommission ihre Wahlvorschläge.12 Entsprechend werden in der Regel nur so viele 

Kandidatinnen und Kandidaten vorgeschlagen, wie Richterstellen zu besetzen sind.13  

Über die Qualität der Qualitätskontrolle durch die Gerichtskommission gibt es keine empiri-

schen Untersuchungen. Zumindest lässt ein kürzlich erschienener «Erlebnisbericht» eines 

Oberrichters und Kandidaten für eine Richterstelle am Bundesstrafgericht Zweifel aufkommen, 

dass durch die Kommission mehr als nur oberflächlich einige Mindeststandards geprüft wer-

den.14 Von einem Assessment, wie in der Wirtschaft für die Besetzung von Toppositionen üb-

lich, kann keine Rede sein. Nach Einschätzung von Adrian Vatter ist der Einfluss der Parteien 

nach wie vor gross.15 Dies entspricht auch der Beurteilung der ehemaligen Gerichtskorrespon-

dentin der NZZ,  Brigitte Hürlimann: «Die Gerichtskommission stellt lediglich fest, ob ein Kan-

didat für wählbar erachtet wird; sie hütet sich, dem Parlament Kandidaten beliebt zu machen, 

die parteilos oder Mitglied einer Partei sind, die gemäss Parteienproporz keinen Anspruch auf 

den Richtersitz hat.»16  

2.1.4 Wahl durch das Parlament 

Die Bundesrichterinnen und Bundesrichter werden von der vereinigten Bundesversammlung 

gewählt (Art. 168 BV). Dabei wird ein freiwilliger Parteienproporz angewendet, der mit einer 

Verzögerung dazu führt, dass die Zusammensetzung des Bundesgerichts den Veränderungen 

im Wähleranteil Rechnung trägt.17 Der Parteienproporz führe dazu, so Giuliano Racioppi, 

«dass die anspruchsberechtigte Fraktion dem Parlament einen Wahlvorschlag unterbreitet 

                                                
10 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, S. 228. 
11 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, S. 228. 
12 VATTER, S. 507. 
13 Siehe z.B.: Medienmitteilung vom 12.9.2018, Richterwahl und Gesamterneuerungswahl der Auf-
sichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft in der Herbstsession 2018 
<https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-gk-2018-09-12.aspx> (besucht am 6.11.2018) 
14 FLURI LUCIEN, Vorgeladen – und kaum angehört: «Werden so Richter für eines der höchsten Schwei-
zer Gerichte auswählt?», in az Solothurner Zeitung. <https://www.solothurnerzeitung.ch/solothurn/kan-
ton-solothurn/vorgeladen-und-kaum-angehoert-werden-so-richter-fuer-eines-der-hoechsten-schwei-
zer-gerichte-auswaehlt-132772003 (besucht am 4.11.2018). 
15 VATTER, S. 531. 
16 HÜRLIMANN BRIGITTE, An den Richterwahlen feilen, in: NZZ 21.3.2012, <https://www.nzz.ch/an_den_ 
richterwahlen_feilen-1.15980573> (besucht am 8.11.2018). 
17 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, S. 226. 
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und die eigentliche Wahl durch das Parlament einem Durchwinken des entsprechenden Frak-

tionsvorschlags gleichkommt."18  

Um trotz dieser Abhängigkeit die Grundsätze der Selbstverwaltung und Unabhängigkeit zu-

mindest formal zu stärken, wurden im Rahmen der Justizreform von 2000 die richterliche Un-

abhängigkeit (Art. 191c BV) sowie das Selbstverwaltungsrecht des Bundesgerichts (Art. 188 

Abs. 3 BV) in die Verfassung aufgenommen.19 Damit wird die formelle Unabhängigkeit des 

höchstens Gerichts gestärkt. Materiell bleibt das Abhängigkeitsverhältnis bestehen. 

2.1.5 Mandatssteuer 

Als Mandatssteuer bezeichnet man eine Geldzahlung an jene, welche den Mandatsträgern zu 

ihrem Mandat verhelfen. Die politischen Parteien verlangen von ihren Mitgliedern, die ein Bun-

desrichteramt innehaben, über die Bezahlung der Vereinsbeiträge hinaus die Entrichtung einer 

Mandatssteuer «als Gegenleitung für die Hilfe der Parteiorganisation beim beruflichen Auf-

stieg.»20 Zum Teil, so Giuliano Racioppi, verlangten die Parteien von den vorgeschlagenen 

Kandidatinnen und Kandidaten die Unterzeichnung einer entsprechenden Vereinbarung.21  

Racioppi hat Zahlen zur Höhe der Mandatssteuern der Bundesrichterinnen und Bundesrichter 

erhoben. Diese sind je nach Partei unterschiedlich, wie die folgenden Zahlen auf der Grund-

lage seiner Umfrage zeigen: 

 

Tabelle 1: Höhe der Mandatssteuer für Mitglieder des Bundesgerichts22 

Partei SP BDP CVP GLP GPS FDP SVP 

Betrag pro Jahr 

(in CHF) 

13’000 3’000 6’000 13'000 resp. 

(26'000 im 1. Jahr) 

20’000 3’000 7000 

Präzisierung 4% des 

Nettolohns 

  4% des Nettolohns 

(8% im 1. Jahr) 

Ca. 6% des 

Nettolohns 

 2% des Brutto-

lohns 

 

Diese Mandatssteuer, so Racioppi, sei europaweit und wohl auch weltweit einzigartig.23 

Es muss davon ausgegangen werden, dass die Bezahlung der Mandatssteuer bei keiner Par-

tei auf Freiwilligkeit beruht. Denn, so Peter Diggelmann, sei seines Wissens die Probe aufs 

Exempel, das heisst, das Verweigern der Abgabe vor einer Wiederwahl, noch nie gewagt wor-

den.24 

                                                
18 RACIOPPI, Rz 6. 
19 VATTER, S. 504. 
20 KIENER, S. 272. 
21 RACIOPPI, Rz 28. 
22 RACIOPPI, Rz 68. 
23 RACIOPPI, Rz 2. 
24 DIGGELMANN, S. 344 Rz 35. 
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2.1.6 Wiederwahl durch das Parlament 

Bundesrichterinnen und Bundesrichter müssen sich alle 6 Jahre der Wiederwahl stellen (Art. 

145 BV). Sie werden in der Regel wiedergewählt. Die Nicht-Wiederwahl von Bundesrichter 

Martin Schubarth (SP) 1990 war diesbezüglich eine Ausnahme. Der Entscheid wurde ein paar 

Tage später, nachdem der «Denkzettel» verpasst worden war, von der Bundesversammlung 

bei der Ergänzungswahl korrigiert.25 Nicht wiedergewählt wurde 1995 zudem Bundesrichter 

Hans Ulrich Willi. Grundsätzlich, so Regina Kiener, stehe es jeder Partei frei, Richterinnen und 

Richter aus beliebigen Gründen nicht zur Wiederwahl zu empfehlen. Die Problematik liege 

«bei der Möglichkeit der Sanktionierung unliebsamen Verhaltens, insbesondere durch die Auf-

kündigung der Unterstützung für die Bestätigungswahl.»26  

Die Disziplinierung beschränkt sich in der Regel darauf, mit schlechten Wahlresultaten ein 

Zeichen zu setzen. Rothmayer/Varone schliessen aus diesem Umstand, dass der Richterwahl 

dadurch ein Teil des politischen Charakters genommen werde und dies zur Unabhängigkeit 

des Bundesgerichts beitrage.27 Dieser Schluss ist empirisch nicht belegt und hält einer wis-

senschaftlichen Überprüfung nicht stand. Die bisher einzige empirische Untersuchung zu die-

sem Thema (allerdings bezogen auf die Richterwahlen im Kanton Zürich) kommt zu einem 

anderen Schluss. Zwei Drittel der befragten Richterinnen und Richter waren der Meinung, dass 

sich bei entpolitisierter Richterbestellung der Gang der Justiz ändern und dass der Einfluss 

der politischen Parteien auf die Justiz verringert würde. «Dies stützt erheblich die Hypothese, 

dass zumindest die politischen Parteien mehrheitlich der Auffassung sind, den Urteilsinhalt in 

ihrem Sinne (und das dürfte i.d.R. heissen im Ordnungsinteresse der Staatsmacht) beeinflus-

sen zu können.»28  

  

                                                
25 VATTER, S. 512. 
26 KIENER, S. 274. 
27 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, S. 227. 
28 LIVSCHITZ, S. 241. 
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3 Kritische Analyse des status quo 

Als Massstab für eine kritische Beurteilung des oben dargestellten Auswahlprozesses der Bun-

desrichterinnen und Bundesrichter, wird die Anforderung gewählt, welche von Regina Kiener 

an die institutionelle Unabhängigkeit der Gerichte gestellt wird.  

«Gerichte sollen als staatliche Behörden über Unabhängigkeit und Selbständigkeit 

gegenüber den anderen Staatsorganen verfügen, die dort wirkenden Richterinnen 

und Richter als Funktionsträger in jene Position der Sicherheit und Distanz versetzt 

sein, die sachfremde Einwirkungen ausschliesst und ihnen nicht zuletzt jene Auto-

rität vermittelt, die zur Anerkennung ihrer Entscheide durch die Betroffenen und 

die Rechtsgemeinschaft unabdingbar ist.»29   

Bei der Unabhängigkeit der Justiz geht es im Sinne der Gewaltentrennung um institutionelle 

«checks and balances», welche eine Mässigung der Staatsmacht und einen Schutz für die 

Freiheit des Einzelnen bewirken.30 Es müsse, so Niklas Luhmann, der Richter «von der Rück-

sicht auf seine eigenen anderen Rollen entlastet werden, die ihn als Angehörigen einer be-

stimmten Familie oder Gesellschaftsschicht, […] einer Partei  […] usw. zu bestimmten Ent-

scheidungen motivieren könnten.»31 

Er werden die folgenden drei Kritikpunkte näher angeschaut: 

1. Auswahl durch Parteien 

2. Wiederwahl alle sechs Jahre 

3. Bezahlung einer Mandatssteuer an eine Partei 

3.1 Auswahl durch Parteien 

Es wird kritisiert, dass nur ein exklusiver Kreis von Parteiverantwortlichen die Ernennungen an 

das Bundesgericht unter sich ausmacht. In der Folge haben nur jene Personen eine Chance 

auf einen Richterposten am Bundesgericht, welche Mitglied einer Partei sind und von dieser 

dem Parlament vorgeschlagen werden.32 Dieser grosse Einfluss der Parteien ist vor allem vor 

dem Hintergrund der folgenden zwei Tatsachen interessant: 

1. Parteimitglieder machen nur einen kleinen Anteil der Gesellschaft aus. Andreas Ladner 

schätzt auf der Grundlage verschiedener Studien, dass der Mitgliederanteil der Par-

teien bei rund fünf Prozent der Stimmberechtigten liegt.33  

2. Parteien geniessen keinen besonders guten Ruf. Im Global Corruption Barometer 2013 

werden die politischen Parteien an erster Stelle auf der Liste der korruptesten 

                                                
29 KIENER, S. 225. 
30 SCHMID, S. 104. 
31 LUHMANN, S. 64. 
32 GLASER, S. 1252. 
33 LADNER, S. 379. 
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Institutionen aufgeführt.34 Zudem zeigt die Untersuchung von  Christoph Schwenkel, 

dass dort, wo eine Wahl von Richterinnen und Richtern durch das Volk vorgesehen ist, 

die Unabhängigkeit der kantonalen Gerichte von der Politik tendenziell höher einge-

schätzt wird, als wenn diese Wahl durch das Parlament erfolgt.35 Das lässt auf ein 

Misstrauen gegenüber Politikern bezüglich der Auswahl der Richterinnen und Richter 

schliessen. 

Als Folge der Schlüsselstellung der in der Bundesversammlung vertretenen Parteien bei den 

Wahlen der Bundesrichterinnen und Bundesrichter gab es seit 1953 keinen parteilosen Bun-

desrichter mehr. Der letzte Parteilose wurde 1942 ans Bundesgericht gewählt.36 Geht man 

davon aus, dass es auch unter den 95% Nicht-Parteimitgliedern sehr gute Juristinnen und 

Juristen gibt, wird klar, dass der heutige Auswahlprozess die Gesellschaft nur mangelhaft ab-

bildet und wertvolle menschliche Ressourcen nicht nutzbar sind. Durch die obligatorische Par-

teimitgliedschaft, so die Kritik, werde das Demokratieprinzip verletzt, denn, so Mark Livschitz, 

die Tatsache, dass nur Parteimitglieder Richter werden können, biete keine Gewähr für die 

erwünschte Volkszugänglichkeit der Richterämter.37  

In der Lehre wird auch die gegenteilige Meinung vertreten. So begründet beispielsweise Re-

gina Kiener die gemäss Rechtsstaatsprinzip unzulängliche Wahl und Wiederwahl der Richte-

rinnen und Richter mit dem Demokratieprinzip.38 Die Wahl durch das Parlament, so auch Ad-

rian Vatter, sorge für eine hohe demokratische Legitimation der obersten Richter. Zudem habe 

die proportionale Zusammensetzung der Bundesrichter den Vorteil, dass die verschiedenen 

politischen Grundhaltungen, Meinungen und Interessen entsprechend ihrer gesellschaftlichen 

Bedeutung in die Rechtsprechung einfliessen würden.39 Noch prägnanter formuliert es Pierre 

Tschannen, der die formal-rechtliche Unabhängigkeit zwar auch als «prekär» beurteilt, aber 

der Meinung ist, der Parteienproporz habe nichts mit «Postenschacher» zu tun.40 Auch An-

dreas Glaser sieht die an der parteipolitischen Zusammensetzung des Parlaments orientierte 

Vergabe der Richterstellen als Stärkung der demokratischen Legitimation, weil der Parteien-

proporz die gesellschaftlichen Kräfte angemessen widerspiegle.41  Implizit gehen die zitierten 

Autoren bei ihrer Argumentation davon aus, dass Parteien die Gesellschaft repräsentieren. 

Diese für obige Schlussfolgerungen zentrale Hypothese, wurde allerdings von keinem der Au-

toren empirisch überprüft. Fakten deuten in eine andere Richtung. Gemäss Andreas Ladner 

ist das Vertrauen in die politischen Parteien verglichen mit anderen gesellschaftlichen und 

                                                
34 TRANSPARENCY INTERNATIONAL, S. 16. 
35 SCHWENKEL, S. 40. 
36 RACIOPPI, Rz 7. 
37 LIVSCHITZ, S. 258. 
38 KIENER, S. 281. 
39 VATTER, S. 511. 
40 TSCHANNEN, S. 538. 
41 GLASER, S. 1254. 
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politischen Institutionen gering und zudem weiterhin rückläufig.42 Ähnlich relativiert Adrian Vat-

ter seine obige Aussage. «Gerade angesichts der Tatsache, dass sich heute ein beträchtlicher 

Teil der Bevölkerung nicht mehr mit einer Partei identifiziert, wird durch das Festhalten an der 

Vertretung parteipolitischer Interessen am Bundesgericht die angestrebte gesellschaftliche 

Repräsentationsfunktion zunehmend weniger erfüllt.»43 Es ist mit Mark Livschitz davon auszu-

gehen, dass sich auf den Richterbänken die politische Elite kooptiert44 und die Faktizität der 

Richterwahl der Voraussetzung der allgemeinen Zugänglichkeit nicht zu genügen vermag; «sie 

erweist sich insoweit als undemokratisch.»45 Auch Michele Luminati stellt, wenn auch selten, 

bei seiner historischen Betrachtung der Besetzung der Bundesrichterämter «dynastische Ten-

denzen» fest.46 Dies hat zur logischen Konsequenz, dass eine Gesellschaftsgruppe, welche 

im Parlament unterrepräsentiert ist, in der Regel auch am Bundesgericht unterrepräsentiert 

ist. So bleibt beispielsweise die Unterrepräsentation der Frauen am Bundesgericht ausge-

prägt.47 

Ein wesentlicher Punkt, der in der Lehre in diesem Zusammenhang kaum diskutiert wird, ist, 

dass immer davon ausgegangen wird, dass das vom Volk gewählte Parlament entscheidet, 

wer an das Bundesgericht gewählt werden soll. Formell ist das richtig. Aber wie Gerhard 

Schmid treffend schreibt: «Mit dem starken Einfluss der Parteien rückt die Frage, wer formell 

Wahlorgan der Richterinnen und Richter ist, etwas in den Hintergrund.»48 Dies heisst wiede-

rum nichts anderes, als dass die in den Parteizentralen getroffenen Entscheide nur einge-

schränkt als demokratisch legitimiert beurteilt werden können. Man kommt somit auch mit Blick 

auf diese Tatsache zur gleichen Schlussfolgerung wie Mark Livschitz oben: die Bundesrich-

terwahl erweist sich heute als undemokratisch. 

3.2 Wiederwahl 

Die Wiederwahl der Judikative durch die Legislative alle sechs Jahre führt zu einem Abhän-

gigkeitsverhältnis der einen von der anderen Staatsgewalt, was dem Prinzip der Gewalten-

trennung widerspricht. In seiner empirischen Untersuchung zu den Richterwahlen im Kanton 

Zürich kommt Mark Livschitz zum Schluss, dass die Hälfte der befragten Richter der Meinung 

sei, «das Richterwahlsystem ermögliche einen Einfluss politischer Interessen auf die Ur-

teile.»49 Aus Erfahrung als Richterin am Europäischen Gerichtshof sieht auch Helen Keller die 

Problematik der Wiederwahlpraxis, vor allem dann, wenn Richter in ihrer Urteilsbegründung 

                                                
42 LADNER, S. 377. 
43 VATTER, S. 512. 
44 LIVSCHITZ, S. 255. 
45 LIVSCHITZ, S. 258. 
46 LUMINATI, Forschung, S. 201. 
47 ROTHMAYR ALLISON/VARONE, S. 227. 
48 SCHMID, S. 109. 
49 SCHUHMACHER/STREBEL, S. 8. 
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nicht die Parteiinteressen vertreten würden. Transparenz, Unabhängigkeit und Wiederwahl 

vertrügen sich nicht: «Ist ein Richter transparent und unabhängig, so verträgt sich dies nicht 

unbedingt mit seiner Wiederwahl. Schaut aber ein Richter auf seine Wiederwahl, so ist seine 

Unabhängigkeit und jene der Institution gefährdet.»50 Dies bestätig alt Bundesrichter Niccolo 

Raselli: «Die politischen Parteien versuchen, Einfluss auf die Rechtsprechung zu nehmen. 

Das tun sie nicht bei der Wahl eines Richters durch die Bundesversammlung, sondern über 

die Wiederwahl nach sechs Jahren.»51  

Adrian Vatter zitiert diesbezüglich eine Untersuchung von Lars P. Feld und Stefan Voigt, wel-

che 2003 in einem internationalen Vergleich in Bezug auf die formal-rechtliche Unabhängigkeit 

der Justiz gegenüber den anderen Gewalten die Schweiz auf Rang 62 von 70 Rängen setzen. 

Die Unabhängigkeit im realen Alltag der Richterinnen und Richter stufen die Autoren hingegen 

viel besser ein und positionieren die Schweiz in den vordersten Rängen. Der Grund liege vor 

allem in der faktisch sehr langen Amtsdauer der Bundesrichter.52 Denn die Autoren der Studie 

kodieren für die Ermittlung der realen Unabhängigkeit die effektive durchschnittliche Amts-

dauer der obersten Richter über die letzten 40 Jahre.53 Dieser behauptete Zusammenhang ist 

allerdings kritisch zu hinterfragen. Die lange Amtsdauer ist untauglich, um damit eine Ursache-

Wirkung-Beziehung zu beweisen. Genauso untauglich wäre die Behauptung, die Wirkung der 

aktiven Bestechung der Politiker durch die Richter sei belegt, weil diese in der Regel von jenen 

wiedergewählt würden. 

Andreas Glaser begründet seine Ansicht, die richterliche Unabhängigkeit sei nicht gefährdet, 

mit einem Blick in die Verfassung. Mit Verweis auf Art. 191c BV und Art. 30 Abs. 1, Satz 1 BV 

stellt er fest: «Würden die Wahl und die Wiederwahl des Bundesgerichts durch das Parlament 

nach dem Parteienschlüssel dessen Unabhängigkeit strukturell untergraben, müssten sich die 

beiden genannten Verfassungsbestimmungen als toter Buchstabe erweisen.»54 Diese Argu-

mentation ist ebenfalls schwer nachvollziehbar. Diese Werte sind in der Verfassung verankert, 

weil man sie anstrebt, nicht weil sie gegeben sind. So schreiben denn auch Pascal Mahon und 

Roxane Schaller, dass die Tatsache, dass sich ein Richter damit konfrontiert sehe, wiederge-

wählt werden zu müssen, mit dem Risiko verbunden sei, seine Unabhängigkeit zu beeinträch-

tigen, «puisqu’il pourrait être tenté de rendre des décisions influencées par les forces politiques 

qui le soutiennent afin d’assurer sa réélection.»55 Dabei handelt es sich bei einer Abwahl um 

einen reinen Ermessensentscheid der Wahlbehörde, ohne jegliche Begründungspflicht.56 

                                                
50 ZURKINDEN ARTHUR, Fremde Richterin wird Ehrendoktor   <www.freiburger-nachrichten.ch/kanton/   
fremde-richterin-wird-ehrendoktor> (besucht am 23.11.2018). 
51 GJON/SCHUHMACHER, S. 7. 
52 VATTER, S. 513. 
53 VOIGT/GUTMANN/FELD, Rz 22. 
54 GLASER, 1253 f. 
55 MAHON/SCHALLER, Rz 32. 
56 MAHON/SCHALLER, Rz 32. 
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Obwohl in der Praxis Entgleisungen selten blieben, so Regina Kiener in ihrer Analyse der rich-

terlichen Unabhängigkeit, sei das in der Schweiz gepflegte System der Wiederwahl mit Blick 

auf die institutionelle Unabhängigkeit der Justiz verbesserungsbedürftig.57 Die Unabhängigkeit 

der Justiz sei nicht sichergestellt, solange Richterinnen und Richter durch unbegründete Amts-

enthebungen für ihre Rechtsprechung sanktioniert oder auf eine bestimmte Rechtsprechung 

hin manipuliert werden könnten.58  Deshalb mehrten sich die Stimmen, so Regina Kiener, «die 

zur Sicherstellung der richterlichen Unabhängigkeit eine Abkehr vom System kurzer Amtsdau-

ern mit Wiederwahlerfordernis und statt dessen eine feste Amtsdauer bis zum altersbedingten 

Rücktritt verlangen.»59 Eine feste, im Voraus gesetzlich bestimmte, nicht änderbare Dauer des 

richterlichen Mandats sei konstitutiv für die institutionelle Unabhängigkeit der Justiz; dies ver-

langten auch die Mindeststandards der menschenrechtlichen Gerichtsgarantien.60 Zudem, so 

Peter Diggelmann, vertrage sich die periodische Wiederwahl auch nicht mit der Kompetenz 

des Gerichts, «über die Gültigkeit der von ihrer Wahlbehörde erlassenen Gesetze zu entschei-

den.»61  

Die Abschaffung der Wiederwahl wird seit Jahren auch durch den langjährigen Bundesge-

richtskorrespondenten Markus Felber in der Presse und bei öffentlichen Auftritten gefordert.62 

Dies würde das einseitige Machtverhältnis zugunsten der Legislative verschieben und der Le-

gislative mehr Unabhängigkeit geben. Eine Unabhängigkeit, welche aus machtpolitischen 

Gründen von den Gründervätern der Eidgenossenschaft nicht gewollt war, wie Michele Lumi-

nati schreibt: «The liberal-minded founding fathers were not interested in paving the way for a 

strong and independent Third Power.»63 Entsprechend haben sie entgegen dem Prinzip der 

Gewaltentrennung das Machtverhältnis zugunsten der Legislative in der Verfassung verankert. 

Allerdings ist diese Machtballung nicht mehr zeitgemäss und entsprechend wird von der 

GRECO im vierten Evaluationsbericht empfohlen, die Änderung oder Aufhebung des Wieder-

wahlverfahrens für die Richter der Gerichte des Bundes durch die Bundesversammlung zu 

prüfen.64 

  

                                                
57 KIENER, S. 287. 
58 KIENER, S. 279. 
59 KIENER, S. 288. 
60 KIENER, S. 279 f. 
61 DIGGELMANN, S. 344, Rz 34. 
62 FELBER MARKUS, Die richterliche Unabhängigkeit aus Sicht des Beobachters, Referat für die Leuen-
bergertagung der Basellandschafltichen Richtervereinigung am 17. Juni 2005, <www.justizkommunika-
tion.ch/images/pdf/Die_richterliche_Unabhangigkeit_2005.pdf>, S. 6. 
63 LUMINATI, Supreme Courts, S. 139. 
64 GRECO, S. 31. 
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3.3 Mandatssteuer 

Giuliano Racioppi, Kritiker und selbst Zahler der Mandatssteuer, verlangt, dass die Zahlungen 

von Richterinnen und Richtern an Parteien (über den ordentlichen Mitgliederbeitrag hinaus) zu 

verbieten seien. Damit würde auch die Empfehlung der GRECO umgesetzt, die ausdrücklich 

die Mandatssteuer abgeschafft sehen wolle.65 So empfiehlt die GRECO, «die Praxis aufzuge-

ben, wonach Richter der eidgenössischen Gerichte einen fixen oder prozentualen Anteil ihres 

Gehalts den politischen Parteien abgeben».66 

Racioppi beurteilt die Mandatssteuer als strafrechtliches Verhalten im Sinne von Art. 312 

StGB. Ein Parlamentarier, der ein Amt innehabe, fordere für einen Dritten (seine Partei) einen 

Vorteil. «Nur unter dieser Bedingung wird der Richter gewählt. Dies erfüllt gemäss verschie-

denen Autoren den Straftatbestand des Amtsmissbrauchs.»67 Er ist zudem der Meinung, dass 

auch der Straftatbestand der passiven Bestechung gemäss Art. 322quater StGB erfüllt sein 

könnte.68  Er sieht durch die Mandatssteuer «die richterliche Unabhängigkeit in objektiver Hin-

sicht tangiert».69 Dieser Tatbestand dürfte, falls allgemein bekannt, das Vertrauen in die Justiz 

wesentlich beeinflussen. Racioppi zitiert diesbezüglich den englischen Rechtsgrundsatz: «jus-

tice must not only be done: it must also be seen to be done». Es gehe «um den objektiven 

Anschein der Unabhängigkeit, um den äusseren Eindruck eines Dritten.»70  

Neuerdings fordert auch die Richtervereinigung die Abschaffung der Mandatssteuer. Diese sei 

nach Auffassung der Richtervereinigung nicht länger tragbar, erklärte Patrick Guidon, Präsi-

dent der SVR.71 

 

  

                                                
65 RACIOPPI, Rz 95. 
66 GRECO, S. 31. 
67 GIAN/SCHUMACHER, S. 11. 
68 RACIOPPI, Rz 77. 
69 RACIOPPI, Rz 86. 
70 RACIOPPI, Rz 84. 
71 GERNY DANIEL, Richter wollen Parteisteuer abschaffen, in: NZZ 11.12.2018, <https://www.nzz.ch/ 
schweiz/parteisteuer-richter-wollen-umstrittene-abgabe-abschaffen-ld.1442060> 
(besucht am 11.12.2018). 
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4 Reformvorschläge der Justiz-Initiative 

Bevor auf alternative Vorschläge zur Bestimmung von Bundesrichterinnen und Bundesrichter 

eingegangen wird, werden Kriterien aufgelistet, welchen solche Vorschläge genügen müssen, 

um in der Lehre und Praxis Anerkennung zu finden, weil sie demokratischen und rechtsstaat-

lichen Anforderungen genügen. Regina Kiener nennt drei Kriterien, welche die institutionelle 

Unabhängigkeit sicherstellen:  

• Das Wahlorgan soll den Gewählten grösstmögliche Legitimation in der Rechtsge-

meinschaft vermitteln, aber gleichzeitig  

• sachgerechte Auswahlkriterien beachten und  

• einem transparenten Wahlverfahren folgen.72  

• Die Unabhängigkeit des Richtergremiums vom Wahlgremium wird als viertes Kri-

terium zu dieser Liste hinzugefügt. 

Die am 15. Mai 2018 bei der Bundeskanzlei eingereichte «Eidgenössische Volksinitiative zur 

Bestimmung der Bundesrichterinnen und Bundesrichter im Losverfahren (Justiz-Initiative)», 

schlägt Lösungen für alle aufgeworfenen Kritikpunkte vor. Die Vorschläge werden im Folgen-

den kritisch behandelt und wo vorhanden, mit alternativen Vorschlägen verglichen.  

4.1 Auswahl durch Fachkommission 

Es ist unbestritten, dass es von Vorteil ist, wenn Bundesrichterinnen und Bundesrichter juris-

tische Kenntnisse von möglichst hoher Qualität aufweisen, obwohl die Qualifikation keine ge-

setzlich vorgeschriebene Anforderung ist. Eine Fachkommission, welche die Qualifikation der 

Kandidierenden überprüft, kann zur Qualität der Gerichte beitragen. Tritt die Qualität in den 

Vordergrund, muss die Parteizugehörigkeit in den Hintergrund treten. Beispielhaft sei hier Lu-

cius Dürr, ehemaliger Präsident der interfraktionellen Kommission IFK des Zürcher Kan-

tonsparlaments, zitiert, welcher ein Nominations-Gremium vorschlug, bei dem eine allfällige 

Parteizugehörigkeit bei den Bewerbungen nicht erwähnt und somit auch nicht berücksichtigt 

würde.73 Auch Marc Livschitz empfiehlt eine öffentliche Ausschreibung, die dazu führen 

könnte, dass sich vermehrt parteilose und juristisch qualifizierte Kandidatinnen und Kandida-

ten melden, was wiederum zu einer unabhängigeren und besseren Justiz führen würde.74 Ne-

ben der Öffnung des Bewerbungsprozesses muss die Frage geklärt werden, wie die Vor-

schläge der Fachkommission behandelt werden sollen. Grundsätzlich sind drei Varianten 

denkbar: 

                                                
72 KIENER, 262 f. 
73 HÜRLIMANN BRIGITTE, Richterstellen vom Parteibuch abkoppeln, in: NZZ vom 31.12.2009, 
<https://www.nzz.ch/richterstellen_vom_parteibuch_abkoppeln-1.4404968> (besucht am 8.11.2018). 
74 SCHUHMACHER/STREBEL, S. 10. 
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a) Die Fachkommission einigt sich auf die qualifizierteste Kandidatin oder den qualifizier-

testen Kandidaten. Diese Person wird direkt in das Amt eingesetzt.  

b) Die Fachkommission schlägt die qualifiziertesten Kandidatinnen und Kandidaten vor. 

Die Wahl wird jedoch von einem anderen Gremium (zum Beispiel der Bundesver-

sammlung) vorgenommen. 

c) Die Fachkommission schlägt die qualifiziertesten Kandidatinnen und Kandidaten vor. 

Wer von diesen die Stelle besetzen wird, wird durch das Los bestimmt. 

Im Folgenden wird die Lösung c), welche von der Justiz-Initiative gewählt wurde, beschrieben. 

Im nachfolgenden Abschnitt (4.1.2) werden die Vor- und Nachteile gegenüber den anderen 

beiden Lösungen diskutiert. 

4.1.1 Beschreibung  

Die Justiz-Initiative nutzt die Fachkommission als Garant für die Qualität der Kandidierenden, 

welche für das Amt in Frage kommen. Art. 188a Abs. 3 (neu) sieht vor, dass die Mitglieder der 

Fachkommission vom Bundesrat für eine einmalige Amtsdauer von 12 Jahren gewählt werden. 

Die Mitglieder müssen in ihrer Tätigkeit von Behörden und politischen Organisationen unab-

hängig sein. Damit soll sowohl die demokratische Legitimation des Gremiums, als auch des-

sen Unabhängigkeit von politischen Parteien und Behörden garantiert werden.  

Die Fachkommission entscheidet über die Zulassung zum Losverfahren gemäss Art. 188a 

Abs. 2 (neu) ausschliesslich aufgrund von objektiven Kriterien der fachlichen und persönlichen 

Eignung für das Amt als Richterin oder Richter des Bundesgerichts. 

Wer dieses Kriterium erfüllt, kommt in das Los und hat somit die vorletzte Stufe im Losverfah-

ren erreicht.  

4.1.2 Kritik an der Fachkommission 

Ein erster Kritikpunkt betrifft die Rolle, welche der Fachkommission zukommt. Warum soll 

diese hochkarätige Kommission nicht gleich die beste Kandidatin, den besten Kandidaten zum 

neuen Mitglied des Bundesgerichts ernennen? Warum soll, wenn sich das Gremium einig dar-

über ist, dass eine Kandidatin aus allen andern herausragt, diese noch mit andern in das Los, 

mit dem Risiko, dann doch nicht gewählt zu werden. Dieser Kritik kann folgendes entgegen-

gehalten werden:  

a) Die demokratische Legitimation des Fachgremiums ist zwar indirekt via Bundesrat vor-

handen. Man kann jedoch die Ansicht vertreten, dass die Legitimation über drei Stufen 

(Volk, Parlament, Bundesrat) zu schwach sei, um einen endgültigen Entscheid zu fäl-

len. 

b) Es wäre nach wie vor eine unerwünschte Einflussnahme auf den Ernennungsentscheid 

möglich (von schwacher Beeinflussung bis zu Bestechung, Erpressung, Drohung). 
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c) Stärken und Schwächen von Kandidatinnen und Kandidaten sind in der Summe 

schwer vergleichbar.  Entsprechend unzulänglich sind im Personalrekrutierungspro-

zess solche Entscheide. In der Regel ist nicht ein einziger Kandidat oder eine einzige 

Kandidatin bei allen Kriterien herausragend. 

Würde eine solche Kommission direkt entscheiden, so Mark Livschitz, müsste der Entschei-

dungsprozess der Fachkommission in jedem Fall transparent sein und mit einer Begründungs-

pflicht kombiniert werden.75  

Andreas Glaser kritisiert, dass die Initiative gegen die Entscheidungen der Fachkommission 

keine Rechtsmittel vorsehe. «Die Grundrechtsbindung der staatliche Aufgaben wahrnehmen-

den Fachkommission gemäss Art. 35 Abs. 1 BV liefe faktisch leer.»76 Dieser Kritik hält Bern-

hard Rütsche entgegen, dass der Bundesgesetzgeber bei der Umsetzung der Initiative ohne 

weiteres ein Rechtsmittel gegen die Entscheidungen der Fachkommission vorsehen und somit 

die Grundrechtsbindung gewährleisten könne. Die Initiative müsse dies nicht explizit vorse-

hen.77 

4.2 Bestimmung durch Losverfahren 

Das Los wird bereits bei Montesquieu als demokratisches Verfahren qualifiziert. « Le Suffrage 

par le Sort est de la nature de la Démocratie ; le Suffrage par Choix est de celle de l'Aristocra-

tie. »78  Das zentrale Ziel eines Losverfahrens, wie es bereits von den alten Griechen einge-

setzt wurde, ist es, den persönlichen Einfluss auf den Ernennungsprozess zu neutralisieren.79 

David van Reybrouk weist denn auch darauf hin, dass Wahlen «nie als demokratisches Instru-

ment gedacht gewesen sind».80  

Das Losverfahren, so Benjamin Schindler, diente bereits in der alten Eidgenossenschaft als 

wichtiges Instrument, um verkrustete Herrschaftsstrukturen aufzuweichen. Ohne familiäre Be-

ziehungen sei eine Kandidatur chancenlos gewesen. Deshalb sei das Wahlverfahren zuneh-

mend mit Losentscheiden kombiniert worden. So wurden in Glarus aus allen Teilen des Ge-

biets Personen ins Los gewählt und dann in einem zweiten Schritt durch das Los für das Amt 

ausgelost. So konnten unerwünschte Beeinflussungsversuche erschwert werden. Zudem «er-

hielten auch Bewerber eine Chance, die aus weniger einflussreichen Familien oder Landes-

teilen stammten.»81  

                                                
75 Gespräch mit LIVSCHITZ MARK vom 24.1.2019. 
76 GLASER, S. 1259. 
77 RÜTSCHE BERNHARD, Mail 20.10.2018. 
78 MONTESQUIEU, Band 1, Buch II, Kap. 2, S. 21. 
79 VAN REYBROUCK, S. 69. 
80 VAN REYBROUCK, S. 99. 
81 SCHINDLER, S. 617. 
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4.2.1 Beschreibung 

Art. 188a Abs. 1 BV (neu) verlangt, dass die Richterinnen und Richter des Bundesgerichts im 

Losverfahren bestimmt werden. Grundsätzlich kommt so das Zufallsprinzip zum Tragen, was 

gemäss statistischer Wahrscheinlichkeit zu einer Verteilung der Richterposten führt, welche 

die verschiedenen gesellschaftlichen Strömungen, Meinungen und Einstellungen besser re-

präsentiert als das heutige System.  

Allerdings gibt es ein Kriterium, nämlich die Sprache, welche aus praktischen Gründen auf die 

Bedürfnisse der Gerichtsorganisation abgestimmt sein muss, da jede und jeder das Bundes-

gericht in der eigenen Landessprache angehen kann und entsprechend von Richterinnen und 

Richtern beurteilt werden muss, welche diese Landessprache beherrschen. Alle anderen ge-

sellschaftlichen Kriterien sind praktisch von untergeordneter Bedeutung. Statistische Abwei-

chungen sind hinzunehmen. Dies schon aus dem lapidaren Grund, weil es sehr viel mehr be-

deutsame Kriterien gibt, als es Bundesrichterstellen gibt. Schon nur das Erfordernis, dass aus 

jedem Kanton ein Mann und eine Frau an das Bundesgericht ernannt werden müssten, schei-

tert an der zur Verfügung stehenden Zahl von derzeit 38 Stellen. Kommen weitere Kriterien 

hinzu wie sexuelle Orientierung, Einstellungen zu wichtigen politischen Fragen usw., wird 

schnell ersichtlich, dass das Richtergremium immer nur ein begrenztes Abbild der Gesellschaft 

darstellt.  

4.2.2 Kritik am Losverfahren 

Das Losverfahren ist ein demokratisches Instrument, weil es die Chancengleichheit aller Bür-

gerinnen und Bürger garantiert und den Einfluss von Geld und Macht im demokratischen Pro-

zess zurückbindet. Die Untersuchung von Christoph Schwenkel zeigt allerdings, dass die 

Volkswahl der Richterinnen und Richter einer der signifikanten Erklärungsfaktoren für das Ver-

trauen in die Justiz ist.82 

Es stellt sich deshalb die Frage, weshalb das eher ungewohnte Instrument des Losverfahrens 

der Volkswahl vorgezogen wird, welche gemäss Schwenkel einen positiven Einfluss auf die 

Beurteilung der Unabhängigkeit der Gerichte hat und damit zum Vertrauen in die Justiz beitra-

gen kann.83 Die Antwort darauf ist eine Hypothese: Die Bevölkerung ist sich nicht bewusst, 

dass bei einer Volkswahl Macht und finanzielle Mittel eine zentrale Rolle spielen würden, was 

wiederum eine grosse Abhängigkeit der Richterinnen und Richter gegenüber jenen Kreisen 

bedeuten würde, welche deren Wahlkampf finanziert haben. Gemäss Regina Kiener sind 

Wahlverfahren so auszugestalten, «dass die richterliche Unabhängigkeit optimale Nachach-

tung erfährt; Kampfwahlen sind deshalb zu vermeiden, und dies nicht allein deshalb, weil 

                                                
82 SCHWENKEL, S. 30. 
83 SCHWENKEL, S. 41. 
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Popularitätsfähigkeit und Richterqualitäten nicht zwingend den selben Regeln folgen.»84 Ähn-

lich argumentiert Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer, welcher der Meinung ist, die Perso-

nalisierung der Justiz würde letztlich ihr Ende bedeuten, weil dies der Unterschied zwischen 

Recht und Politik sei: «Diese lebt von charismatischen Persönlichkeiten, wogegen der Richter 

allein dem Recht verpflichtet ist, ohne Ansehen der Person.»85 Hier besteht somit ein Wider-

spruch, zwischen den materiellen Anforderungen an eine unabhängige Richterwahl und der 

Einschätzung der Bevölkerung bezüglich der Auswirkungen der Volkswahl. Die mit einer gros-

sen Zahl von Personen geführten Gespräche deuten generell auf ein grosses Unwissen be-

züglich des Richterwahlprozesses hin. 

Kritisiert wird am Losverfahren, dass dieses dazu führen könnte, dass nur noch Exponenten 

der einen Partei Bundesrichter wären oder nur noch Männer. Wird ein solches Gedankenex-

periment auf seine Wahrscheinlichkeit überprüft, wird klar, dass dies faktisch unmöglich wäre. 

Das Risiko, dass zum Beispiel nur Männer oder nur Frauen ausgelost würden, läge ungefähr 

bei 0,538, also nahe bei null. 

 

4.3 Abschaffung der Wiederwahl 

In der Literatur wird als Lösung für das Problem der durch das Wiederwahlerfordernis verur-

sachten Bedrohung der Unabhängigkeit regelmässig die Ersetzung durch ein System mit fes-

ter Amtsdauer bis zum altersbedingten Rücktritt vorgeschlagen.86 Damit werde die Abhängig-

keit von den politischen Parteien verringert, da jegliches Drohpotenzial der Abwahl entfalle.87 

Nach Kiener ist eine feste, im Voraus gesetzlich bestimmte und nicht änderbare Dauer des 

richterlichen Mandats ein konstitutives Element der institutionellen Unabhängigkeit der Justiz. 

Dies verlangten auch die Mindeststandards der menschenrechtlichen Gerichtsgarantien.88  

Daraus schliesst Kiener, dass jene Richterinnen und Richter hinreichend abgesichert sind, 

«die auf eine einmalige, dafür relativ lange Amtsdauer ohne Möglichkeit der Verlängerung oder 

Wiederwahl eingesetzt sind."89  

Der Verzicht auf eine Wiederwahl ist noch aus einem zweiten Grund von zentraler Bedeutung. 

Wird ein Ernennungsverfahren eingeführt, welches die Unabhängigkeit von Politik und Institu-

tionen garantiert, würde durch ein Wiederwahlverfahren der Effekt dieser Massnahme 

                                                
84 KIENER, S. 278. 
85 FONTANA KATHARINA, Mit Politik hat das nichts zu tun. Haben in der Schweiz Volk und Parlament das 
letzte Wort, oder ist es die Justiz? Welche Rolle soll das Bundesgericht in der Schweizer Demokratie 
wahrnehmen? Ein Gespräch mit seinem Präsidenten Ulrich Meyer, in: Weltwoche 16.5.2018,  
<https://www.weltwoche.ch/ausgaben/2018-20/artikel/mit-moral-hat-das-nichts-zu-tun-die-weltwoche-
ausgabe-20-2018.html> (besucht am 8.2.2019). 
86 GLASER, S. 1255. 
87 GLASER, 1255. 
88 KIENER, 279f. 
89 KIENER, S. 280. 
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aufgehoben. Eine echte Gewaltentrennung kann erst durch die Abschaffung der Wiederwahl 

kann eine erreicht werden. 

4.3.1 Beschreibung 

Die Justiz-Initiative schlägt mit Art. 145 Satz 2 BV (neu) vor, dass die Amtsdauer der Bundes-

richterinnen und Bundesrichter fünf Jahre nach Erreichen des ordentlichen Rentenalters en-

det. Eine Amtsenthebung einer Bundesrichterin oder eines Bundesrichters ist gemäss Art. 145 

Abs. 2 (neu) nur bei einer schweren Amtspflichtverletzung oder Amtsunfähigkeit möglich; auf 

Antrag des Bundesrates und durch Mehrheitsentscheid der Vereinigten Bundesversammlung. 

Mit der Justiz-Initiative würde auch die Forderung nach Abschaffung der Mandatssteuer erfüllt, 

denn durch den Wegfall der Wiederwahl90 hätten die Parteien kein Druckmittel mehr, die Man-

datssteuer einzufordern. 

  

4.3.2 Kritik an der Amtsdauer bis zur Pensionierung 

Das System einer einmaligen, dafür relativ langen Amtsdauer ohne Möglichkeit der Verlänge-

rung oder Wiederwahl ist gemäss Regina Kiener in Europa vor allem für die Mitglieder von 

Verfassungsgerichten üblich.91 Allerdings gibt es auch kritische Stimmen, welche die Wahl und 

damit die Kontrolle der Gerichte durch die Politik befürworten. So schreibt Andreas Glaser, 

dass durch die gestärkte richterliche Unabhängigkeit eine Einbusse an demokratischer Legiti-

mation hinzunehmen sei.92 Dem ist insofern zuzustimmen, als das Rechtsstaatsprinzip immer 

auch ein Gegengewicht zum Demokratieprinzip bildet, um Willkür der Mehrheit gegenüber den 

Einzelnen oder einer Minderheit zu verhindern. Kritisch wäre die Feststellung von Glaser des-

halb nur, wenn nicht das Volk demokratisch über die Anpassung des rechtsstaatlichen Ernen-

nungsprozesses entscheiden könnte. 

Glaser bemängelt zudem eine konzeptionelle Unstimmigkeit beim Abberufungsverfahren und 

eine Gefährdung der richterlichen Unabhängigkeit. Bernhard Rütsche, vertritt demgegenüber 

die Auffassung, dass eine Amtsenthebung einerseits an klare Kriterien gebunden sein müsse, 

in concreto schwere Amtspflichtverletzung oder Amtsunfähigkeit (Art. 145 Abs. 2) und ander-

seits der Entscheid von einem Organ zu treffen sei, welches eine noch höhere Legitimation 

als das Bundesgericht aufweise. Dies könne nur das Parlament sein, «da das Parlament kein 

Aufsichtsorgan über sich hat.»93 

Eine Amtszeit bis zur Pensionierung bietet Schutz vor Korruption, weil Richterinnen und Rich-

ter nach ihrer Amtszeit nicht aus wirtschaftlichen Gründen auf eine berufliche Beschäftigung 

                                                
90 Art. 145 Abs. 1 BV (neu). 
91 KIENER, S. 280. 
92 GLASER, S. 1255. 
93 RÜTSCHE BERNHARD, Mail 20.10.2018. 
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angewiesen sind. Rainer J. Schweizer sieht darin allerdings auch die Gefahr von zum Teil sehr 

langen Amtsdauern. Unzweifelhaft können Personen, welche über Jahrzehnte das gleiche Amt 

besetzen, an Motivation verlieren. Er schlägt deshalb vor, dass Bundesrichterinnen und Bun-

desrichter zumindest nach einer gewissen Anzahl von Jahren die Kammer wechseln müss-

ten.94  

5 Schlussfolgerungen 

Als Schlussfolgerung werden tabellarisch die Vorschläge der Justiz-Initiative den unter Ab-

schnitt 4 aufgeführten Kriterien zur Sicherstellung der in der Bundesverfassung geforderten 

unabhängigen Justiz gegenübergestellt. 

Kriterium Erfüllung durch Justiz-Initiative 

Vermittlung grösstmöglicher Legiti-

mation durch Wahlorgan 

Gegeben durch Ernennung der Fachkommission 

durch Bundesrat und demokratisches Losverfahren 

Sachgerechte Auswahlkriterien Gegeben durch Fachkommission 

Transparentes Wahlverfahren Gegeben durch öffentliche Ausschreibung mit Kriteri-

enkatalog und öffentliches Losverfahren 

Unabhängigkeit des Richtergremi-

ums vom Wahlgremium 

Gegeben durch Losverfahren, welches jeglichen per-

sönlichen Einfluss verhindert 

 

Es ist zu erwarten, dass durch die Umsetzung der Justiz-Initiative sowohl das Rechtsstaats-

prinzip als auch das Demokratieprinzip und damit das Vertrauen in die Justiz gestärkt wer-

den. 

Sicher wird die Unabhängigkeit des Bundesgerichts gestärkt, weil es nicht mehr möglich sein 

wird, ganz bestimmte Personen mit Geld und Beziehungen in das Amt zu befördern. Zudem 

wird es nicht mehr möglich mit der Drohung einer Abwahl Richterinnen und Richter implizit 

oder explizit unter Druck zu setzen. 

                                                
94 Gespräch mit SCHWEIZER RAINER J., 14.1.2019. 


